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Zu einigen theoretischen Problemen des Entwurfs des neuen Arbeitsgesetzbuchs
Das Arbeitsgesetzbuch (AGB), dessen Entwurf in der 
gegenwärtigen öffentlichen Diskussion starken Wider
hall findet und neue Initiativen der Betriebskollektive 
auslöst, ist von großer rechtspolitischer Bedeutung. Es 
ist „Teil des planmäßigen Ausbaus der sozialistischen 
Rechtsordnung entsprechend dem Reifegrad der sozia
listischen Gesellschaft. Es ist Ausdruck der Macht der 
Arbeiterklasse und dient der Verwirklichung ihrer In
teressen, dem Schutz der sozialistischen Ordnung und 
der Freiheit und Menschenwürde der Bürger im Sozia
lismus“./!/
Entsprechend dem Gegenstand des sozialistischen Ar
beitsrechts regelt das AGB die Arbeitsverhältnisse der 
Arbeiter und Angestellten, also insbesondere die der 
führenden, mit dem gesamtgesellschaftlichen Volks
eigentum verbundenen und die moderne sozialistische 
Großproduktion meisternden Arbeiterklasse.
Die Hauptaufgabe in ihrer untrennbaren Einheit von 
Wirtschafts- und Sozialpolitik wird entscheidend in der 
Arbeit verwirklicht, die die wichtigste Sphäre des ge
sellschaftlichen Lebens ist. Deshalb kommt einer um
fassenden, in sich geschlossenen Regelung des gesamten 
Gebietes der Arbeitsverhältnisse der Arbeiter und An
gestellten mit vollem Recht die hohe Aufmerksamkeit 
der Werktätigen zu.

Das AGB als ein Instrument zur weiteren Gestaltung 
der entwickelten sozialistischen Gesellschaft

Der Entwurf des AGB widerspiegelt die in den sed? 
zehn Jahren seit der Annahme des noch geltenden Ge
setzbuchs der Arbeit vom 12. April 1961 erreichte all
seitige Ausprägung des sozialistischen Charakters der 
Arbeit, die Festigung der Arbeitsverhältnisse der ka
meradschaftlichen Zusammenarbeit und gegenseitigen 
Hilfe zwischen den Werktätigen, den Arbeitskollekti
ven und den Betriebskollektiven. Seine Vorschriften 
verkörpern anschaulich die von den Werktätigen durch 
ihre fleißige Arbeit und durch das Erstarken ihres Ar
beiter-und-Bauern-Staates errungenen sozialen Rechte 
und politischen Freiheiten. Zugleich orientieren seine 
Vorschriften auf ein solches Verhalten der Werktätigen 
und der Betriebe in der gemeinschaftlichen Arbeit, 
wie es der wachsenden Übereinstimmung der persön-

/I/ H. Tisch, Aus dem Schlußwort auf der 17. Tagung des Bundes
vorstandes des FDGB, Beilage zur Tribüne vom 28. Januar 1977, 
S. 5. Vgl. auch St. Supranowitz, „Der Entwurf des Arbeitsgesetz
buchs — Ausdruck der sozialistischen Errungenschaften in der 
DDR“, NJ 1977 S. 93 ff.

liehen, kollektiven und gesellschaftlichen Interessen als 
entscheidender Triebkraft der entwickelten sozialisti
schen Gesellschaft entspricht./2/ ,
Große Gesetzgebungen des Arbeitsrechts markieren 
stets auch historisch wichtige Stufen der Gesellschafts
entwicklung unserer Republik. Bedeutende Gesetzes
werke, die jeweils für einen längeren Zeitraum syste
matisch das umfassende Gebiet des Arbeitsrechts 
geschlossen normierten, wurden im wesentlichen anläß
lich von drei Zäsuren der gesellschaftlichen und staat
lichen Entwicklung unserer Republik erlassen.
Das Gesetz der Arbeit zur Förderung und Pflege der 
Arbeitskräfte, zur Steigerung der Arbeitsproduktivität 
und zur weiteren Verbesserung der materiellen und 
kulturellen Lage der Arbeiter und Angestellten (GdA) 
vom 19. April 1950 (GBl. S. 349) entsprach der Forde
rung des Art. 18 der Verfassung der DDR von 1949 
nach Schaffung eines einheitlichen Arbeitsrechts unter 
maßgeblicher Mitbestimmung der Werktätigen. Es 
brachte das Arbeitsrecht mit der Planung der Volks
wirtschaft in Einklang und diente als wichtiges recht
liches Instrument bei der Herausbildung sozialistischer 
Produktionsverhältnisse. Das GdA war als ein Rah
mengesetz von 60 Paragraphen angelegt. Es bestimmte, 
ausgenommen nur die Sozialversicherung, die Ausge
staltung des gesamten Arbeitsrechts in den fünfziger 
Jahren./3/
Auf Beschluß des V. Parteitages der SED wurde der 
Entwurf des ersten Gesetzbuchs der Arbeit fertig
gestellt, an dessen öffentlicher Diskussion sich seiner
zeit sieben Millionen Arbeiter und Angestellte betei
ligten. Das Gesetzbuch der Arbeit (GBA) vom 12. April 
1961/4/ beruhte auf dem Sieg der sozialistischen Pro
duktionsverhältnisse und zielte darauf ab, die dadurch 
eröffneten Möglichkeiten besser zu nutzen. Das GBA 
regelte die Arbeitsverhältnisse der Arbeiter und An
gestellten nach den Prinzipien der sozialistischen Orga
nisation der Arbeit systematisch und in sich geschlos-

/2 / Vgl. Direktive des IX. Parteitages der SED zum Fünf jahr- 
plan für die Entwicklung der Volkswirtschaft der DDR in den 
Jahren 1976 bis 1980, Berlin 1976, S. 6; K. Hager, Der IX. Parteitag 
und die Gesellschaftswissenschaften, Berlin 1976, S. 30.
/3/ Vgl. hierzu F. Kunz, „25 Jahre DDR — ein Vierteljahrhundert 
sozialistisches Arbeitsrecht“, Arbeit und Arbeitsrecht 1974, Heft 19, 
S. 571.
Hl GBA in der Neufassung vom 23. November 1966 (GBl. I S. 127) 
sowie der Fassung des Gesetzes zur Änderung gesetzlicher Bestim
mungen vom 26. Mai 1967 (GBl. I S. 89), des EGStGB/StPO vom 
12. Januar 1968 (GBl. I S. 97), des GGG vom 11. Juni 1968 (GBl. I 
S. 229) und des Jugendgesetzes vom 8. Januar 1974 (GBl. I S. 45).
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